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A. Bericht des Abgeordneten Bauer (Wasserburg): 


Der Ausschuß hat in seiner Sitzung am 20. Fe- 
bruar 1957 den Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Weingesetzes beraten und einstimmig be- 
schlossen, die Annahme des Gesetzes aus folgenden 
Gründen zu empfehlen: 

Im vergangenen Jahre sind erstmalig große Men- 
gen ausländischer Traubensäfte in die Bundes- 
republik importiert und zu Wein verarbeitet wor- 
den. Die Ursache für diese ungewöhnlichen Importe 
ist darin zu sehen, daß der deutsche Weinbau im 
Jahre 1956 eine witterungsbedingte Mißernte ein- 
gebracht hat, die eine Mangellage auf dem Wein- 
markt und erhebliche Preissteigerungen zur Folge 
hatte. Sei es nun, daß die Marktinteressenten die 
Mangellage gefährlicher ansahen, als sie es in Wirk- 
lichkeit war, sei es, daß die Importmaßnahmen der 
Bundesregierung zur Beseitigung der Mangellage 
nicht ausreichend oder verspätet waren oder er- 
schienen, sie haben diese Mangellage dadurch aus- 
zugleichen versucht, daß sie unter Ausnutzung 
einer unverständlichen Ausschreibung auslän- 
dische Traubensäfte einführten und diese Säfte im 
Inland zu Wein vergoren haben. Dadurch ist in 
der Bundesrepublik eine so große Vorratslage an 
Wein geschaffen worden, daß die geringe Wein- 
ernte des Jahres 1956 bis zur Stunde trotz stark 
herabgesetzter Weinpreise von den deutschen Win- 
zern nicht oder nur unzureichend verkauft werden 
kann. 


Eine solche den deutschen Weinbau schwer schä- 
digende Situation konnte und kann nur entstehen, 
weil das Weingesetz insofern eine Lücke aufweist, 
als die Herstellung von Wein aus ausländischen 
Traubensäften nicht verboten ist. Das Weingesetz 
kennt nur ein Verbot der Herstellung von Wein 
aus ausländischen Tafeltrauben. Als das Gesetz im 
Jahre 1930 geschaffen wurde, waren Traubensäfte 
in der heutigen wirtschaftlichen Bedeutung man- 
gels brauchbarer Sterilisierungsmethoden unbe- 
kannt. Für das Verbot der Herstellung von Wein 
aus Traubensäften sprechen aber dieselben Gründe 
wie beim Verbot der Weinherstellung aus auslän- 
dischen Trauben: 

l.Ein Import von Traubensäften ist in der Wein- 
wirtschaft der ganzen Welt nicht gebräuchlich. 
Export- und Importgut ist der Wein, der als 
Kind seiner Heimat, als Produkt der heimischen 
Rebe, des Bodens, des Klimas und der Kellerbe- 
handlung seine besonderen Eigenarten und Fein- 
heiten erhält und behalten muß. Nicht einmal 
Industrieweine werden als Halbprodukt gehan- 
delt. Andere europäische Weinländer haben die 
Importe von Traubensäften schon seit längerer 
Zeit verboten. Solche Importe würden auch der 
Gefahr einer unordentlichen Kellerbehandlung, 
insbesondere des Verschnitts deutscher mit aus- 
ländischen Erzeugnissen, der gesetzlich verboten 
ist, Vorschub leisten. Damit würde die Erhaltung 
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der Eigenart der deutschen Weine vollends in 
Frage gestellt und die wichtigste Voraussetzung 
der Existenz des deutschen Weinbaues zerstört. 

2. Der deutsche Weinbau genießt den Schutz eines 
spezifischen Zolles wegen der geologischen und 
klimatischen Unterlegenheit gegenüber den sub- 
tropischen Weinbauländern. Dieser Zoll kann, 
wie das Beispiel lehrte, umgangen werden, wenn 
geringer verzollbare Trauben und Traubensäfte 
zur Weinherstellung importiert würden. 


Diese beiden wichtigen Gründe haben den Ernäh- 
rungsausschuß bestimmt, dem vorliegenden Gesetz 
einmütig zuzustimmen. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
dem Gesetzentwurf in der vorgeschlagenen Fas- 
sung zuzustimmen. 

Bonn, den 26. Februar 1957 

Bauer (Wasserburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3022 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. Februar 1957 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht 

Vorsitzender 


Bauer (Wasserburg) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Weingesetzes 
- Drucksache 3022 - 


mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten 
(26, Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Weingesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dtfs Weingesetz vom 25. Juli 1930 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 356) in der Fassung des Ge- 
setzes über die Verlängerung der Zucker ungs- 
frist bei Wein vom 15. Juli 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 450) wird wie folgt geändert : 

§ 14 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Trauben, Traubenmaische und Trau- 
benmost sowie Traubensaft (Traubensüß- 
most), die aus dem Ausland eingeführt wor- 
den sind, dürfen nicht zur Herstellung von 
Wein verwendet werden; mit Erlaubnis der 
zuständigen Behörde dürfen sie jedoch unter 
ausreichenden Sicherungsmaßnahmen zur 
Herstellung von Essig oder Branntwein Ver- 
wendung finden.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach der 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Weingesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 14 Abs. 3 des Weingesetzes vom 25. Juli 
1930 (Reichsgesetzbl. I S. 356) in der Fassung 
des Gesetzes vom 15. Juli 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 450) erhält folgende Fassung: 


„(3) Trauben, Traubenmaische und Trau- 
benmost einschließlich Traubensaft (Trau- 
bensüßmost), die aus dem Ausland einge- 
führt worden sind, dürfen nicht zur Herstel- 
lung von Wein verwendet werden; mit Er- 
laubnis der zuständigen Behörde dürfen sie 
jedoch unter ausreichenden Sicherungsmaß- 
nahmen zur Herstellung von Essig oder 
Branntwein Verwendung finden.“ 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 3 
unverändert 
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